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Diese Publikation enthält eine Zusammenstellung von Schlüsseldokumenten, die auf der ersten (Aalborg), zweiten (Lissabon) und dritten (Hanover) Europäischen Konferenz über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden. 

Wenn Ihre Kommune oder regionale Gebietsköperschaft noch nicht Teilnehmerin der Kampagne ist, kann sie durch die Unterzeichung der Charta von Aalborg der Kampagne beitreten. Ein entsprechendes Teilnahmeformular für die Kampagne ist diesem Heft beigefügt. 

Diese zwei Dokumente sowie die Schlussfolgerungen der vier Regionalkonferenzen von 1998-1999 (Turku, Sofia, Sevilla and Den Haag) sind auch auf "Campaign Interactive", der Webseite der Kampagne, unter http://www.sustainable-cities.org/keydocs.html verfügbar.

Für weitere Informationen wendne Sie Sich bitte an:

Europäische Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden
Rue de Trèves/Trierstraat 49-51, Box 3
B - 1040 Brüssel
Tel:
+ 32 2 230 53 51
Fax.
+ 32 2 230 88 50
Email: campaign.office@skynet.be
Internet: http://www.sustainable-cities.org
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Charta der Europäischen Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit
(Charta von Aalborg)

Am 27. Mai 1994 verabschiedet von den Teilnehmern der 
Europäischen Konferenz über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden in Aalborg, Dänemark

Vorbemerkung

Die Charta von Aalborg (Charter of European Cities & Towns Towards Sustainability) wurde von den Teilnehmern der Europäischen Konferenz über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden beschlossen, die von der Stadt Aalborg, Dänemark, und der Europäischen Kommission vom 24.-27. Mai 1994 in Aalborg veranstaltet und vom Internationalen Rat für Kommunale Umweltinitiativen (ICLEI) inhaltlich ausgerichtet wurde. ICLEI zeichnet gemeinsam mit dem Ministerium für Stadtentwicklung und Verkehr des deutschen Bundeslandes Nordrhein-Westfalen für die Erstellung der Charta verantwortlich. Die Charta spiegelt Gedanken und Formulierungen vieler Beteiligter wider.

Die Charta von Aalborg wurde anfangs von 80 europäischen Kommunen und 253 Vertretern internationaler Organisationen, nationaler Regierungen, wissenschaftlicher Institute, Berater und Einzelpersonen unterzeichnet. Durch die Unterzeichnung der Charta initiierten die Städte, Gemeinden und Kreise die Europäische Kampagne zukunftsbeständiger Städte und verpflichteten sich dazu, in "Lokale Agenda 21"-Prozesse einzutreten und langfristige Handlungsprogramme mit dem Ziel der Zukunftsbeständigkeit aufzustellen.

Der Charta-Entwurf wurde von den mehr als 600 Teilnehmern der Aalborg-Konferenz in 36 
Workshops diskutiert. Vieler ihrer Kommentare und Vorschläge wurden in den endgültigen Text aufgenommen. Dennoch meinte der Charta-Redaktionsausschuß, daß zahlreiche grundlegende und substantielle Ergänzungsvorschläge nicht einfach im Wege der redaktionellen Bearbeitung einbezogen werden können, sondern eine intensivere Erwägung und Diskussion verdienen. Daher schlug er vor, daß es Aufgabe der Kampagnenkoordination sein solle, die Ergänzungsvorschläge zu sichten, die Charta weiterzuentwickeln und den Teilnehmern der Zweiten Europäischen Konferenz über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden vorzulegen, die im September 1996 in Lissabon, Portugal stattfinden soll.

Die Begriffe "sustainable" (wörtlich: aufrechterhaltbar) und "sustainability" (Aufrechterhaltbarkeit) aus der englischen Originalfassung finden im deutschen Sprachgebrauch keine griffige Entsprechung. Je nach Sinnzusammenhang wurde "sustainable" mit beständig, zukunftsbeständig, dauerhaft oder nachhaltig und umweltgerecht übersetzt. Für "sustain-ability" wurden entweder Zukunftsbeständigkeit oder Dauerhaftigkeit in Bezug auf Kommunen, sowie Nachhaltigkeit in Bezug auf Ressourcenbewirtschaftung verwendet.

Teil I:
Durch Konsens angenommene Erklärung: Europäische Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit

I.1 Die Rolle der Europäischen Städte und Gemeinden

Wir europäischen Städte und Gemeinden, Unterzeichner dieser Charta, erklären, daß unsere Städte im Laufe der Geschichte Teil von Weltreichen, Nationalstaaten und Regimen waren und diese überlebt haben und als Zentren gesellschaftlichen Lebens, als Träger unserer Wirtschaften, Hüter der Kultur, des Erbes und der Traditionen fortbestehen. Neben den Familien und den Nachbarschaften sind die Städte Grundelemente unserer Gesellschaften und Staaten. Die Städte sind Zentren der Industrie, des Handwerks und Handels, der Bildung und der Verwaltung.

Wir verstehen, daß unsere derzeitige städtische Lebensweise, insbesondere unser arbeits- und funktionsteiliges System, die Flächennutzung, der Verkehr, die Industrieproduktion, Landwirtschaft, der Konsum und die Freizeitaktivitäten und folglich unser gesamter Lebensstandard uns für die vielen Umweltprobleme wesentlich verantwortlich macht, denen die Menschheit gegenübersteht. Dies ist besonders bedeutsam, weil 80 Prozent der europäischen Bevölkerung in städtischen Gebieten leben.

Wir haben erkannt, daß der heutige hohe Pro-Kopf-Verbrauch von Ressourcen in den Industrienationen nicht für alle jetzt lebenden Menschen, ganz zu schweigen von künftigen Generationen, möglich ist, ohne das natürliche Kapital zu zerstören.

Wir sind überzeugt, daß menschliches Leben auf unserem Planeten ohne dauerhaft und umweltgerecht geprägte Kommunen keinen Bestand haben wird. Die Kommunalverwaltung ist dort angesiedelt, wo die Umweltprobleme wahrgenommen werden, sie ist die bürgernaheste Ebene, und trägt gemeinsam mit Regierungen und Verwaltungen auf allen Ebenen Verantwortung für das Wohl von Mensch und Natur.

I.2 Die Idee und die Grundsätze der Zukunftsbeständigkeit

Wir Städte und Gemeinden verstehen, daß uns die Idee der zukunftsbeständigen und umweltgerechten Entwicklung hilft, unseren Lebensstandard mit der Tragfähigkeit der natürlichen Umwelt in Einklang zu bringen. Wir bemühen uns um soziale Gerechtigkeit, zukunftsbeständige Wirtschaft-systeme und eine nachhaltige Nutzung der natürlichen Umwelt. Soziale Gerechtigkeit muß notwendigerweise auf einer wirtschaftlichen Dauerhaftigkeit und Gerechtigkeit beruhen, und diese wiederum erfordern eine Nachhaltigkeit der Umweltnutzung.

Die nachhaltige Nutzung der Umwelt bedeutet die Erhaltung des natürlichen Kapitals. Sie erfordert von uns, daß die Verbrauchsrate von erneuerbaren Rohstoff-, Wasser- und Energieressourcen nicht höher ist als die Neubildungsrate, und daß nicht-erneuerbare Ressourcen nicht schneller verbraucht werden, als sie durch dauerhafte, erneuerbare Ressourcen ersetzt werden können. Nachhaltige Umweltnutzung bedeutet auch, daß die Emission von Schadstoffen nicht größer sein darf als die Fähigkeit von Luft, Wasser und Boden, diese Schadstoffe zu binden und abzubauen.

Darüberhinaus heißt nachhaltige Umweltnutzung auch die Erhaltung der Artenvielfalt, der menschlichen Gesundheit sowie der Sicherung von Luft-, Wasser- und Bodenqualitäten, die ausreichen, um das Leben und das Wohlergehen der Menschen sowie das Tier- und Pflanzenleben für alle Zukunft zu sichern.

I.3 Kommunale Strategien für Zukunfts-beständigkeit

Wir Städte und Gemeinden sind überzeugt, daß die Stadt bzw. Gemeinde zum einen die größte Einheit ist, die in der Lage ist, die zahlreichen mit der Stadt zusammenhängenden architekturbezogenen, sozialen, wirtschaftlichen und politischen Ungleichgewichte sowie jene, die mit der Nutzung der natürlichen Ressourcen und der Umwelt zusammenhängen und die unsere moderne Welt schädigen, anzupacken. Zum anderen ist sie der kleinste Rahmen, in dem solche Probleme vernünftig auf integrierte, ganzheitliche und nachhaltige Weise gelöst werden können. Da die Städte verschieden sind, muß jede ihren eigenen Weg zur Dauerhaftigkeit und Zukunftsbeständigkeit finden. Wir werden die Grundsätze der Zukunftsbeständigkeit in sämtliche Politikfelder einbeziehen und die jeweiligen Stärken unserer Städte und Gemeinden zur Grundlage ortsangepaßter Strategien machen.

I.4 Zukunftsbeständigkeit als kreativer, lokaler, gleichgewichtssuchender Prozeß

Wir Städte und Gemeinden erkennen an, daß Zukunftsbeständigkeit weder eine bloße Vision noch ein unveränderlicher Zustand ist, sondern ein kreativer, lokaler, auf die Schaffung eines Gleichgewichts abzielender Prozeß, der sich in sämtliche Bereiche der kommunalen Entscheidungsfindung erstreckt. Er hält die Stadtverwaltungen ständig darüber auf dem Laufenden, welche Aktivitäten das städtische Ökosystem zum erwünschten Gleichgewicht hinführen und welche es davon ablenken. Indem die Verwaltung einer Stadt auf den in einem solchen Prozeß gesammelten Informationen beruht, kann die Stadt als ein organisches Ganzes verstanden werden, und die Auswirkungen aller wesentlichen Aktivitäten treten deutlich zutage. Durch einen solchen Prozeß können die Stadt und ihre Bürger auf guter Informationsgrundlage Entscheidungen treffen. Durch einen in Zukunftsbeständigkeit verankerten Verwaltungsprozeß können Entscheidungen getroffen werden, die nicht nur die Belange der heutigen Interessengruppen, sondern auch zukünftiger Generationen berücksichtigen.

I.5 Problemlösung durch stufenweises Weitervermitteln nach außen

Wir Städte und Gemeinden erkennen an, daß eine Stadt oder Gemeinde es sich nicht leisten kann, Probleme in die weitere Umgebung oder in die Zukunft zu "Exportieren". Daher müssen alle Probleme und Ungleichgewichte in einer Stadt zunächst intern auf lokaler Ebene ausgeglichen oder aber durch eine externe größere Körperschaft auf regionaler oder nationaler Ebene aufgenommen werden. Dies ist das Prinzip der Problemlösung durch stufenweises Weitervermitteln nach außen. Die Umsetzung dieses Prinzips gibt jeder Stadt viel Spielraum zur Bestimmung der Art ihres Handelns.

I.6 Städtische Wirtschaft auf dem Weg zur Nachhaltigkeit und Zukunftsbeständigkeit

Wir Städte und Gemeinden verstehen, daß der einschränkende Faktor für die wirtschaftliche Entwicklung unserer Städte und Gemeinden das natürliche Kapital (wie Atmosphäre, Boden, Wasser und Wälder) geworden ist. Folglich müssen wir in dieses Kapital investieren. In der Prioritätenfolge erfordert dies:

1. Investitionen in die Bewahrung des noch vorhandenen natürlichen Kapitals, wie beispielsweise Grundwasserbestände, Boden, Lebensräume für seltene Arten;

2. Förderung der Entwicklung des natürlichen Kapitals durch Verringerung der derzeitigen exzessiven Nutzung, beispielsweise nicht-erneuerbarer Energieträger;

3. Investitionen zur Verringerung der Belastung der natürlichen Kapitalbestände durch Erweiterung des kultivierten natürlichen Kapitals, wie beispielsweise innerstädtische Erholungsparks zur Entlastung der natürlichen Wälder;

4. Erhöhung der Effizienz von Produkten bis hin zum Endverbraucher, beispielsweise Niedrigenergiebauten oder umweltfreundlicher Stadtverkehr.

I.7 Soziale Gerechtigkeit als Voraussetzung für eine Zukunftsbeständigkeit der Stadt

Wir Städte und Gemeinden sind uns bewußt, daß die Armen am stärksten unter den Umweltbelastungen (wie verkehrsbedingtem Lärm und Luftverschmutzung, mangelndem Komfort, ungesunden Wohnverhältnissen, fehlenden Freiflächen) leiden und am wenigsten in der Lage sind, Abhilfe zu schaffen. Die ungleiche Verteilung von Reichtum verursacht zum einen umweltschädliches Verhalten und erschwert zum anderen Verhaltensveränderungen. Wir beabsichtigen, die sozialen Grundbedürfnisse der Menschen sowie Gesundheitsfürsorge, Beschäftigung und Wohnungsversorgung mit dem Umweltschutz zu integrieren. Wir möchten aus den ersten Erfahrungen mit einer beständigen und umweltgerechten Lebensweise lernen, um auf diese Weise die Lebensqualität der Bürger zu erhöhen anstatt nur einfach den Verbrauch zu maximieren.

Wir werden versuchen, solche Arbeitsplätze zu schaffen, die zur Beständigkeit der Gemeinschaft beitragen, um damit die Arbeitslosigkeit zu vermindern. In unseren Bemühungen um die Ansiedlung von Unternehmen oder Schaffung von Arbeitsplätzen werden wir die Auswirkungen der Geschäftsideen auf die Zukunftsbeständigkeit prüfen, um die Schaffung von Langzeitarbeitsplätzen und die Herstellung von langlebigen Produkten im Einklang mit den Grundsätzen der Nachhaltigkeit zu fördern.

I.8 Zukunftsbeständige Flächennutzungs-strukturen

Wir Städte und Gemeinden erkennen die Bedeutung einer wirksamen Flächennutzungs- und Bebauungsplanung durch unsere kommunalen Gebietskörperschaften, die auch die strategische Umweltprüfung sämtlicher Pläne umfaßt. Wir sollten die Chancen für leistungsfähige öffentliche Verkehrsversorgung und effiziente Energieversorgung nutzen, die höhere Bebauungsdichten bieten, und dabei gleichzeitig das menschliche Maß der Bebauung beibehalten. Sowohl bei der Durchführung von Stadtsanierungsprojekten in innerstädtischen Gebieten als auch bei der Planung neuer Vororte bemühen wir uns um eine Mischnutzung, um den Mobilitätsbedarf zu vermindern. Die Idee einer gerechten wechselseitigen Abhängigkeit in der Region sollte es uns ermöglichen, die Leistungsströme zwischen Stadt und Land ins Gleichgewicht zu bringen und zu verhindern, daß die Städte die Ressourcen des Umlandes nur ausbeuten.

I.9 Zukunftsbeständige Strukturen städtischer Mobilität

Wir Städte und Gemeinden werden uns bemühen, das Verkehrsaufkommen zu senken und dabei dennoch die Erschließungsqualität zu verbessern und das soziale Wohl und die städtische Lebensweise aufrechtzuerhalten. Wir wissen, daß eine zukunftsbeständige Stadt unbedingt die erzwungene Mobilität verringern und die Förderung und Unterstützung von unnötigem Kraftfahrzeuggebrauch beenden muß. Wir werden ökologisch verträglichen Fortbewegungsarten (insbesondere Zufußgehen, Radfahren, öffentlicher Nahverkehr) den Vorrang einräumen und den Verbund dieser Verkehrsarten in den Mittelpunkt unserer Planungsarbeiten stellen. Motorisierten Individualverkehrsmitteln sollte nur die ergänzende Aufgabe zukommen, den Zugang zum öffentlichen Nahverkehr zu erleichtern und die wirtschaftliche Aktivität der Stadt aufrechtzuerhalten.

I.10 Verantwortung für das Weltklima

Wir Städte und Gemeinden verstehen, daß die bedeutenden Gefahren, die die globale Erwärmung für die natürliche und die bebaute Umwelt sowie für zukünftige Menschengenerationen mit sich bringt, geeignete Maßnahmen erfordern, um die Emission von Treibhausgasen in die Atmosphäre sobald wie möglich zu stabilisieren und sodann zu reduzieren. Genau so wichtig ist der Schutz der globalen Biomasse-Ressourcen, zum Beispiel der Wälder und des Phyto-planktons, die im Kohlenstoffkreislauf der Erde eine entscheidende Rolle spielen. Die Reduzierung der Schadstoffemission aus der Nutzung fossiler Brennstoffe erfordert Politiken und Initiativen, die auf dem umfassenden Verständnis der städtischen Umwelt als Energiesystem beruhen. Die einzig nachhaltigen und zukunftsbeständigen Alternativen sind erneuerbare Energiequellen.

I.11 Vermeidung der Vergiftung von Ökosystemen

Wir Städte und Gemeinden sind uns der Tatsache bewußt, daß eine zunehmende Menge von giftigen und gefährlichen Substanzen in die Luft, das Wasser, den Boden und die Nahrung abgegeben und damit zu einer wachsenden Bedrohung für die menschliche Gesundheit und die Ökosysteme werden. Wir werden alles Erdenkliche tun, um dafür zu sorgen, daß weitere Stoffeinträge gestoppt und an der Quelle vermieden werden.

I.12 Kommunale Selbstverwaltung als Voraussetzung

Wir Städte und Gemeinden sind zuversichtlich, daß wir über die Kraft, das Wissen und das kreative Potential verfügen, um eine zukunftsbeständige Lebensweise zu entwickeln und unsere Städte auf das Ziel der Dauerhaftigkeit und Umweltverträglichkeit hin zu gestalten und zu verwalten. Als demokratisch gewählte Vertreter unserer Kommunen sind wir bereit, uns für die zukunftsbeständige Neuordnung unserer Städte zu engagieren und dafür Verantwortung zu übernehmen. Inwieweit sich die Städte und Gemeinden dieser Herausforderung stellen können, hängt davon ab, ob sie im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip das Recht auf kommunale Selbstverwaltung haben. Die lokale Ebene muß mit ausreichenden Kompetenzen ausgestattet sein, und die kommunalen Gebietskörperschaften müssen über eine solide finanzielle Grundlage verfügen.

I.13 Bürger als Schlüsselakteure und die Einbeziehung der örtlichen Gemeinschaft

Wir Städte und Gemeinden verpflichten uns, den in der Agenda 21, dem auf dem UN-Erdgipfel in Rio de Janeiro verabschiedeten Schlüsseldokument, enthaltenen Auftrag zu erfüllen und mit allen gesellschaftlichen Kräften in unseren Kommunen - den Bürgern, Unternehmen, Interessengruppen - bei der Aufstellung von Lokalen Agenden 21 zusammenzuarbeiten. Wir anerkennen die im Fünften Umweltprogramm der Europäischen Union "Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung" enthaltene Forderung nach gemeinsamer Verantwortung aller gesellschaftlichen Kräfte für die Umsetzung des Programms. Folglich wird die Zusammenarbeit aller Beteiligten die Grundlage unseres Wirkens sein. Wir werden dafür Sorge tragen, daß alle Bürger und interessierten Gruppen Zugang zu Informationen erhalten und es ihnen möglich ist, an den lokalen Entscheidungsprozessen mitzuwirken. Wir bemühen uns um Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten für Zukunftsbeständigkeit nicht nur für die breite Öffentlichkeit, sondern auch für Abgeordnete und Bedienstete der Kommunalverwaltungen.

I.14 Instrumentarium für eine auf Zukunftsbeständigkeit gerichtete Kommu-nalverwaltung

Wir Städte und Gemeinden sichern zu, das gesamte verfügbare politische und planerische Instrumentarium für einen ökosystembezogenen Ansatz kommunaler Verwaltung zu nutzen. Dazu werden wir eine breite Palette von Instrumenten einsetzen, u.a. die Erhebung und Verarbeitung von Umweltdaten; die Umweltplanung; ordnungs-politische, wirtschaftliche und kommunikative Instrumente wie Satzungen, Steuern und Gebühren; Instrumente zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit sowie zur Bürgerbeteiligung. Wir wollen neue Systeme der Kommunalen Naturhaushaltswirtschaft einführen, um mit unseren natürlichen Ressourcen ebenso haushälterisch umzugehen wie mit unserer künstlichen Ressource 'Geld'.


Wir wissen, daß wir unsere umweltpolitischen Bemühungen und die Steuerung der Umweltqualität, insbesondere unsere Umweltüberwachung, das Öko-Audit, die Umweltverträglichkeitsprüfung, die ökologischen Buchhaltungs-,Bilanzierungs- und Berichterstattungs-systeme, auf unterschiedliche Arten von Indikatoren stützen müssen. Dazu zählen Indikatoren der städtischen Umweltqualität, der städtischen Ressourcenströme, der Stadtstrukturen und vor allem der Zukunftsbeständigkeit städtischer Systeme.

Wir Städte und Gemeinden erkennen an, daß bereits eine ganze Reihe von Programmen und Maßnahmen, die positive ökologische Auswirkungen zeigen, in vielen europäischen Städten erfolgreich angewendet werden. Obwohl sie wertvolle 

Hilfsmittel zur Verringerung des Tempos der Zukunfts-Unbeständigkeit und der von ihr ausgehenden Belastung sind, bewirken sie jedoch nicht eine Umkehr der unbeständigen Entwicklung der Gesellschaft. Dennoch, dank dieser vorhandenen starken ökologischen Grundlage dürfte den Städten der entscheidende Schritt leicht fallen, diese Programme und Maßnahmen in die Kommunalpolitik einzubeziehen, um das örtliche Wirtschaften durch einen umfassenden Prozeß der Suche nach Zukunftsbeständigkeit zu beeinflussen. Wir sind aufgefordert, in diesem Prozeß unsere eigenen Strategien zu entwickeln, sie in der Praxis zu erproben und unsere Erfahrungen anderen zugänglich zu machen.

Teil II
Die Europäische Kampagne
zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden

Wir europäischen Städte und Gemeinden, Unterzeichner dieser Charta, werden gemeinsam in Richtung auf Zukunftsbeständigkeit vorangehen, indem wir aus Erfahrungen und erfolgreichen kommunalen Beispielen lernen. Wir werden uns gegenseitig ermutigen, langfristige Aktionspläne (Lokale Agenden 21) aufzustellen, dadurch die Zusammenarbeit der Gebietskörperschaften zu stärken und diesen Prozeß mit der Politik der Europäischen Union im Bereich der städtischen Umwelt zu verbinden.

Wir initiieren hiermit die Europäische Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden, um Städte und Gemeinden in ihrem Bemühen um Dauerhaftigkeit und Umweltverträglichkeit zu bestärken und zu unterstützen. Die Anlaufphase dieser Kampagne soll zwei Jahre betragen; danach sollen die Fortschritte auf einer Zweiten Europäischen Konferenz über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden im Jahre 1996 bewertet werden.

Wir laden alle Gebietskörperschaften (Städte, Gemeinden und Kreise) sowie alle europäischen Städtenetze dazu ein, sich der Kampagne durch Annahme und Unterzeichnung der vorliegenden Charta anzuschließen.

Wir ersuchen alle größeren Netzwerke von Kommunen in Europa, die Koordinierung der Kampagne zu übernehmen. Aus Vertretern dieser Netzwerke wird ein Koordinierungsausschuß gebildet. Für Kommunen, die keinem Netzwerk angehören, werden Vorkehrungen getroffen.

Wir betrachten Folgendes als die Hauptaufgaben der Kampagne:

· Erleichterung der gegenseitigen Unterstützung der europäischen Städte und Gemeinden bei der Gestaltung, Entwicklung und Umsetzung von Programmen mit dem Ziel der Zukunftsbeständigkeit;

· Sammlung und Verbreitung von Informationen über gute Beispiele auf kommunaler Ebene;

· 
Förderung des Grundsatzes der Zukunftsbeständigkeit in anderen Kommunen;

· Anwerbung weiterer Unterzeichner der Charta;Verleihung eines jährlichen Preises "Zukunftsbeständige Stadt";

· Formulierung politischer Empfehlungen an die Europäische Kommission;

· Beiträge zu den Berichten "Zukunftsbeständige Städte" der Sachverständigengruppe für die städtische Umwelt;

· Unterstützung von Kommunalpolitikern bei der Umsetzung geeigneter Empfehlungen und Rechtsvorschriften der Europäischen Union;

· Herausgabe eines Bulletins der Kampagne.

Zur Durchführung dieser Aufgaben muß eine Kampagnen-Koordinierung eingerichtet werden.

Wir werden andere Organisationen dazu auffordern, die Kampagne aktiv zu unterstützen.

Teil III
In Lokale Agenda 21 - Prozesse eintreten:
Kommunale Handlungsprogramme für Zukunftsbeständigkeit

Wir europäischen Städte und Gemeinden, Unterzeichner dieser Charta, verpflichten uns durch Unterzeichnung der Charta und Mitwirkung an der Europäische Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden, in unseren Kommunen bis zum Ende des Jahres 1996 einen Konsens über eine Lokale Agenda 21 zu suchen. Damit werden wir das Mandat erfüllen, welches den Kommunen durch Kapitel 28 der Agenda 21, dem Schlußdokument des Erdgipfels von Rio de Janeiro vom Juni 1992, gegeben worden ist. Mit unseren jeweiligen kommunalen Handlungsprogrammen werden wir einen Beitrag zur Umsetzung des Fünften Umwelt​programms "Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung" der Europäischen Union leisten. Die Prozesse zur Aufstellung von Lokalen Agenden 21 werden auf der Grundlage des Teils I dieser Charta durchgeführt.

Wir schlagen vor, bei der Ausarbeitung der kommunalen Handlungsprogramme folgende Schritte zu berücksichtigen:

· 
Anerkennung der bestehenden Rahmen-bedingungen für Planung und Finanzierung sowie anderer Pläne und Programme;

· die systematische Bestimmung von Problemen und ihrer Ursachen, unter gründlicher Öffentlichkeitsbefragung;

· Dringlichkeitsreihung von Aufgaben zur Behandlung der ermittelten Probleme;

· Aufstellung eines Leitbildes für eine zukunftsbeständige Kommune unter Beteiligung aller Bereiche der örtlichen Gemeinschaft;

· Prüfung und Beurteilung alternativer strategischer Möglichkeiten;

· Aufstellung eines langfristigen kommunalen Handlungsprogrammes für Zukunftsbeständigkeit einschließlich meßbarer Ziele;

· Ausarbeitung eines Planes zur Umsetzung des Handlungsprogrammes einschließlich eines Zeitplanes sowie Festlegung der Verantwortlichkeiten der einzelnen Partner;

· Einrichtung von Systemen und Verfahren zur projektbegleitenden Kontrolle und Berichter-stattung über die Umsetzung des Programmes.

Wir müssen prüfen, ob die in unseren Gebietskörperschaften geltenden organisatorischen Bedingungen geeignet und genügend leistungsfähig sind für die Durchführung von "Lokale Agenda 21"-Prozessen einschließlich langfristiger kommunaler Handlungsprogramme für Zukunftsbeständigkeit. 
Anstrengungen zur Verbesserung der organisatorischen Leistungsfähigkeit werden notwendig sein, einschließlich einer Prüfung der politischen Strukturen, der Verwaltungsverfahren, der verwaltungseinheitlichen und interdisziplinären Arbeitsweisen, der verfügbaren personellen Ressourcen und der interkommunalen Zusammenarbeit in Kommunalverbänden und Netzwerken.

Aalborg, Dänemark, 27 Mai 1994
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Der Lissabonner Aktionsplan:
Von der Charta zum Handeln

Angenommen von den Teilnehmern der Zweiten Europäischen Konferenz
über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden
Lissabon, Portugal, 8. Oktober 1996

Einführung

Tausend Vertreterinnen und Vertreter von Städten, Gemeinden und Kreisen aus ganz Europa kamen vom 6.-8. Oktober 1996 in Lissabon, Portugal anläßlich der Zweiten Europäischen Konferenz zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden zusammen. Sie informierten sich über den Stand des Lokale-Agenda-21-Prozesses in 35 europäischen Ländern und untersuchten, welche Fortschritte seit der ersten Konferenz, die im Mai 1994 in Aalborg, Dänemark, statt​fand, zu verzeichnen sind. Sie tauschten Ideen und Erfahrungen aus der kommunalen Arbeit wurden aus und erörterten Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit anderen europäischen Kommunen in gemeinsamen Projekten. Sie ermittelten die Bedürfnisse solcher Kommunen, die in Lokale-Agenda-Prozesse eingetreten sind, und gestalteten die Konturen der nächsten Phase der Kampagne mit.

Der Europäischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden, die auf der Aalborg-Konferenz von 80 europäischen Kommunen durch die Unterzeichnung der Charta europäischer Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit (Charta von Aalborg) gegründet wurde, haben sich mittlerweile 250 Gemeinden und Kreise angeschlossen. Mit der Unterzeichnung der Charta haben sie sich verpflichtet, ein langfristiges Handlungsprogramm mit dem Ziel der Zukunftsbeständigkeit (Lokale Agenda 21) zu entwickeln und darüber den Konsens innerhalb ihrer Kommune zu erzielen.

Ziel der zweijährigen Anfangsphase der Kampagne war in erster Linie, die Charta von Aalborg und damit die Idee kommunaler Zukunftsbeständigkeit zu verbreiten, weitere 
Unterzeichner zu gewinnen und Hilfestellungen für den Lokale-Agenda-Prozeß anzubieten. Die sich nun anschließende, mit der Lissabon-Konferenz eingeleitete Phase legt ihre Schwerpunkte auf die Umsetzung der in der Charta genannten Grundsätze, den Start und die Durchführung eines Prozesses zur Aufstellung einer Lokalen Agenda 21 sowie auf deren Umsetzung. Durch ihre Beteiligung an dieser Phase leisten die europäischen Kommunen einen Beitrag zur Umsetzung nicht nur der Agenda 21 von Rio (1992), sondern auch der Habitat-Agenda von Istanbul (1996).

Hierzu wirkten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Lissabon-Konferenz 1996 mit an der Aufstellung des folgenden Abschlußdokuments mit dem Titel Von der Charta zum Handeln. Es gründet auf den Erfahrungen vor Ort, wie sie in den 26 Workshops der Konferenz berichtet und diskutiert wurden, unter Einbeziehung der Grundsätze und Empfehlungen der Charta von Aalborg, des Step-by-Step-Guide des britischen Local Government Management Board, des Berichts "Zukunftsbeständige Städte" der Expertengruppe zur städtischen Umwelt der Europäischen Kommission sowie des Planungsleitfadens zur Lokalen Agenda 21 des Internationalen Rates für kommunale Umweltinitiativen

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieser ersten europäischen Konferenz nach der Habitat II-Konferenz der Vereinten Nationen (Istanbul, 1996) möchten mit ihrer Beteiligung an der nächsten Phase der Europäischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden gleichzeitig zur Umsetzung der Habitat-Agenda beitragen.

Vorbereitung von Kommunalpolitik und -verwaltung 
für den Lokale-Agenda-21-Prozeß

1.
Wir sind überzeugt, daß die Unterzeichnung der Charta europäischer Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit (Charta von Aalborg) einer der besten Startpunkte für einen Lokale-Agenda-21-Prozeß ist.

Wir brauchen den entschiedenen politischen Willen, in einen Prozeß der Lokalen Agenda 21 einzutreten. Wir werden eine Gruppe motivierter Personen bestimmen, die die Initiative vorantreiben soll. Wir werden uns auf Vorstellungen, Konzepte und Handlungsaufträge wie die Agenda 21, das Fünfte Umwelt-Aktionsprogramm der Europäischen Union, die Charta von Aalborg oder die Habitat-II-Konferenz der Vereinten Nationen beziehen. Wir werden ein Arbeitsprogramm und einen Zeitplan für das Verfahren mit klar definierten Zielen für die einzelnen Phasen aufstellen. Mit der Unterzeichnung der Charta von Aalborg schließen wir uns der Europäischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden an. Wir prüfen eine Mitgliedschaft in demjenigen Städtenetzwerk, von dem wir uns die beste Beratung und praktische Unterstützung in den Bereichen Umweltmanagement und Zukunftsbeständigkeit versprechen.


2.
Wir glauben, daß die Kommunal-verwaltung die treibende Kraft in einem Lokale-Agenda-21-Prozeß sein sollte.

Unsere Kommunalverwaltung sollte ihre hoheitliche Haltung ablegen und eine vermittelnde Rolle einnehmen. Sie soll dem Prozeß den notwendigen Anstoß geben, soweit er nicht bereits von anderen Handlungsträgern gekommen ist, Personalkapazität und finanzielle Mittel bereit​stellen, eine Stelle für die professionelle Moderation und Mediation einrichten und den Prozeß anleiten, aber nicht dominieren.

3.
Wir sind überzeugt, daß der Lokale-Agenda-21-Prozeß die Einbeziehung der gesamten Kommunalverwaltung - sei es in einer städtischen oder ländlichen Kommune - erfordert.

Eine interne Vernetzung ist notwendig, um gleichermaßen Rat und Verwaltung, gewählte Vertreter und öffentliche Bedienstete, alle Verwaltungsbereiche und Verantwortungsebenen einzubeziehen. Wesentlich sind die Unterstützung des Prozesses durch die politische und Verwaltungsspitze sowie die Fort- und Weiterbildung der gewählten Vertreter und der Bediensteten über die Konzepte der Zukunftsbeständigkeit. Da kommunale Zukunfts-beständigkeit sich aus sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Zukunftsbeständigkeit aufbaut, ist ein sektorübergreifender Ansatz unverzichtbar.

Einführung von Verfahren für die Einbeziehung der Bürgerschaft 

4.
Wir werden auf die verschiedenen Sektoren unseres Gemeinwesens zugehen und mit ihnen in Konsultation und Partnerschaft eintreten, um durch Zusammenarbeit zu Synergieeffekten zu gelangen.

Unter allen Sektoren und Akteuren des Gemeinwesens einen Konsens über eine Lokale Agenda 21 zu erzielen, ist nicht nur eine Forderung der Agenda 21 von Rio (1992), sondern verschafft dem langfristigen Handlungsprogramm die notwendige Durchsetzungskraft, damit es eine Chance zur Umsetzung erhält. Wir empfehlen die 
Einrichtung eines Gremiums aus Interessenvertretern (Lokale-Agenda-21-Forum). Wir werden mit klaren Zielen Projekt​partnerschaften bilden und Projektgruppen, Arbeitsgruppen, Beratungsgremien und runde Tische einrichten. Wir werden das Verfahren planen und gemeinsam mit allen Beteiligten das Vorgehen, die Schritte und die Ziele des Prozesses bestimmen. Wir werden die Beteiligten sensibel, aber zielgerichtet durch den Prozeß begleiten. Wir werden die besonderen Interessen aller Gruppen ermitteln und den Dialog mit ihnen pflegen, um durch Offenheit und Transparenz Vertrauen zu schaffen.

Ansatz und Methode einer Lokalen Agenda 21

5.
Wir wollen zunächst vor unserer eigenen Tür kehren, indem wir das Prinzip der stufenweisen Weitervermittlung nach außen anwenden. 

Unsere Kommune soll ihre Probleme nicht in die weitere Umgebung oder in die Zukunft exportieren. Die Ethik der zukunftsbeständigen Entwicklung verlangt von uns, nach dem Prinzip der stufenweisen Weitervermittlung nach außen zu handeln, um dem Anspruch gerecht zu werden, einerseits ein Gleichgewicht zwischen örtlichen Bedürfnissen und dem Angebot in unserer Stadt anzustreben und andererseits dort, wo dieses Gleichgewicht nicht erreicht werden kann, in Verhandlungen mit den uns umgebenden Kreisen, dem Land, dem Kontinent zu treten über die Verteilung von Nutzen, Lasten und Verantwortlichkeiten. Wir werden alle Möglichkeiten unserer Kommune ermitteln, den Export von Problemen zu stoppen oder zu reduzieren, und überprüfen, wo die Beanspruchung der weiteren Umgebung und der zukünftigen Generationen gerechtfertigt ist. Wir werden soziale, wirtschaftliche und ökologische Bestandsaufnahmen unserer Kommune durchführen, um ihre Auswirkungen auf die Umwelt sowie auf zukünftige Generationen zu ermitteln, und die Ergebnisse veröffentlichen.


6.
Wir wollen eine systematische Maßnahmenplanung durchführen, um von der Analyse zum Handeln zu gelangen.

Die Lokale Agenda 21 ist ein partizipatorischer Prozeß, der ein systematisches, schrittweises Vorgehen erfordert. Zunächst wird das Lokale-Agenda-21-Forum ein Grundverständnis und Leitbild entwickeln und diskutieren, welches der Rat nach Beteiligung der Öffentlichkeit verabschieden wird. Dann werden wir die Probleme, ihre Ursachen und Wirkungen ermitteln, einen Ratsbeschluß über die Zielsetzungen herbeiführen, mit Hilfe von Umweltverträglichkeitsprüfungen die Rangordnung der Probleme bestimmen, Handlungsoptionen herausfinden und Zielwerte festlegen, Einzelprogramme zur Zielerreichung aufstellen und sie zu einem Handlungsprogramm zusammenführen, das Handlungsprogramm durchführen und seine Umsetzung überwachen, die Ergebnisse auswerten und die Bewertung wieder in den laufenden Prozeß einbringen.

Planungsinstrumente für den Weg zur Zukunftsbeständigkeit

7.
Wir werden die soziale und wirtschaftliche Entwicklung mit der ökologischen Entwicklung verknüpfen, um die Gesundheit und Lebensqualität unserer Bürgerinnen und Bürger zu verbessern.

Soziale Stabilität und Gerechtigkeit müssen auf einer zukunftsbeständigen Wirtschaft aufbauen, die sich wiederum an der Kapazität der natürlichen Ressourcen ausrichtet, d.h. an der ökologischen Zukunftsbeständigkeit. Die Planung für eine zukunftsbeständige Entwicklung muß soziale und wirtschaftliche Aspekte mit ökologischen Aspekten verknüpfen und erfordert daher sektorübergreifende Ansätze in der Planung wie auch bei der Umsetzung. Wir werden unsere Umweltplanung mit anderen Planungen, insbesondere der sozialen und wirtschaftlichen, abstimmen, ein Verfahren zur Zukunftsbeständigkeitsprüfung bei Verhandlungen über die Ansiedlung neuer Betriebe und Anlagen einführen und die Anwendung von Umweltmanagement- und Auditverfahren (EMAS) bei örtlichen Unternehmen fördern.

8.
Wir werden fortgeschrittene Management-Instrumente für die zukunftsbeständige Entwicklung anwenden.

Unsere Kommunalverwaltungen werden sich auf ihrem Weg zur Zukunftsbeständigkeit auf die Anwendung eines breiten Instrumentariums an Methoden und Steuerungsverfahren für die Bereiche Umwelt, Wirtschaft, Soziales und Gesundheit stützen. Wir werden Zukunftsbeständigkeits-Indikatoren für die Erfassung des Ist-Zustandes sowie für die Erfolgskontrolle nutzen, Umwelt-management- und Auditverfahren sowie eine Naturhaushaltwirtschaft und andere Methoden ökologischer Buchführung einführen, die Methoden der Umweltverträglichkeitsprüfung und der strategischen Umweltprüfung anwenden und 
sie auf die Prüfung von sozialen, gesundheitlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen ausdehnen.

Bewußtseinsbildung und Erziehung

9.
Wir werden Programme aufstellen, um das Bewußtsein unserer Bürger, der Interessengruppen, der Politiker und der Mitarbeiter der Kommunalverwaltung für Fragen der Zukunftsbeständigkeit zu fördern.

Bewußtseinsbildung und Erziehung sind unabdingbar für die Schaffung eines tieferen Verständnisses über die Wechselwirkungen zwischen sozialen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Aspekten. Berufliche Fortbildung ist erforderlich, damit unsere kommunalen Bediensteten sich über Handlungsmöglichkeiten, gute Praxis, Managementmethoden und -instrumente kundig machen können. Wir werden bewußtseinsfördernde Maßnahmen ergreifen, die sich an alle Gruppierungen unseres Gemeinwesens richten, und Erziehungs- und Fortbildungsprogramme für Kindergärten, Schulen, Hochschulen, die berufliche und die Erwachsenenbildung einrichten.

Interkommunale Partnerschaft und Zusammenarbeit

10.
Wir werden stärker durch interkommunale Bündnisse: Verbände, Netzwerke und Kampagnen.

Wir werden Verbindungen eingehen mit Nachbarkommunen, um, gemäß dem Prinzip der stufenweisen Weitervermittlung nach außen, Ungleichgewichte auszugleichen. Wir werden die nächsthöhere und die nächstniedrigere Politik- und Verwaltungsebene in all unsere Initiativen und Programme einbeziehen. Wir werden den Schwung und die Ermutigung ausnutzen, die wir durch den Beitritt zu kommunalen Netzwerken und Lokale-Agenda-21-Kampagnen erhalten.

11.
 Wir werden Nord-Süd- und West-Ost-Bündnisse für eine zukunftsbeständige Entwicklung eingehen.

Städte und Gemeinden sind keine Inseln, und so ist kommunale Zukunftsbeständigkeit nicht möglich, ohne daß wir uns um die globalen Auswirkungen unserer lokalen Ressourcennutzung, unsere Emissionen und den Export von Auswirkungen kümmern. Wir werden die Verantwortung für die negativen Folgen unseres Handelns auf die globale 
Umwelt übernehmen und mit Kommunen in den Entwicklungsländern zusammenarbeiten. Wir werden mögliche Partnerschaften für eine zukunftsbeständige Entwicklung oder ähnliche Vereinbarungen internationaler kommunaler Zusammenarbeit prüfen, bilaterale Hilfsprogramme aufstellen und Möglichkeiten der gemeinsamen Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz von Klima, Wasser, Boden und Artenvielfalt untersuchen.

12.
Im Konzert mit der Europäischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden wollen wir vorangehen.

Mit der Lissabon-Konferenz im Oktober 1996 tritt die Europäische Kampagne zukunfts​beständiger Städte und Gemeinden in ihre zweite Phase, "Von der Charta zum Handeln". Weiterhin werden wir unseren Lokale-Agenda-21-Prozeß im Konzert mit anderen europäischen Kommunen durchführen. Wir werden die kommunalen Verbände und Netzwerke auffordern, weiterhin praktische Unterstützung, Beratung und Fortbildung bereitzustellen.
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DER HANNOVER AUFRUF
der europäischen Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister
an der Schwelle zum 21. Jahrhundert

A. Präambel

Wir, 250 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus 36 europäischen Staaten und Anrainerregionen sind auf der Hannover Conference 2000 (die Dritte Europäische Konferenz Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden) vom 9.-12. Februar 2000 zusammengekommen, um zu überprüfen, inwieweit unsere Städte und Gemeinden zukunftsbeständiger geworden sind und um übereinzukommen, wie wir unsere Bemühungen an der Schwelle zum 21. Jahrhundert ausrichten wollen. 

Mit der Unterzeichnung der Charta der Europäischen Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit (Charta von Aalborg) haben wir unsere Gemeinden verpflichtet, sich an der Lokalen Agenda 21 oder anderen Planungsprozessen zur zukunftsbeständigen Entwicklung zu beteiligen und sind der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden beigetreten, die bisher gemeinsam vom Rat der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE), Eurocities, dem Gesunde-Städte-Netzwerk der Weltgesundheitsorganisation, 


dem internationalen Rat für kommunale Umweltinitiativen (ICLEI) und dem Weltbund der Partnerstädte (UTO) in Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission und ihrer Expertengruppe zur Städtischen Umwelt koordiniert wurde.

650 lokale und regionale Kommunalverwaltungen aus 32 Ländern Europas haben sich durch die Unterzeichnung der Charta von Aalborg zur lokalen Zukunftsbeständigkeit und zur Durchführung der Kampagne verpflichtet. Mehr als 130 Millionen Europäer werden so an der Kampagne beteiligt.

Wir haben den Lissaboner Aktionsplan als Orientierungshilfe verwendet und den Handlungsbedarf in den Erklärungen von Turku, Sofia, Sevilla und Den Haag zum Ausdruck gebracht. Der seit Beginn der Kampagne erzielte Fortschritt ist beträchtlich und hat zu vielen positiven Veränderungen in unseren Städten und Gemeinden geführt. Unsere Erfolge regen zu weiteren Aktionen an, um den noch vor uns liegenden vielfältigen Herausforderungen zu begegnen.

B. Prinzipien und Werte für lokales Handeln für Zukunftsbeständigkeit

B.1
Wir stehen gemeinsam in der Verantwortung für das Wohlergehen gegenwärtiger und zukünftiger Generationen. Deshalb arbeiten wir für mehr soziale Gleichheit und Gerechtigkeit, gegen Armut und soziale Ausgrenzung und für eine lebenswerte und gesunde Umwelt. Wir schätzen und respektieren Unterschiede der Kulturen, Geschlechter, Religionen, Rassen und Altersstufen, und erkennen an, dass diese zum sozialen Reichtum unserer Städte beitragen. 

B.2
Wir glauben, dass die Wirtschaft – im Sinne der menschlichen Aktivitäten, die natürliche Ressourcen in Waren und Dienstleistungen umwandeln, welche menschliche und gesellschaftliche Bedürfnisse befriedigen – sozial gerecht und ökologisch effizient werden und eine unnötige Verschwendung von nicht erneuerbaren Ressourcen vermeidet muss.

B.3
Wir akzeptieren die gemeinsame Verantwortung für zukunftsbeständige Entwicklung. Wir wollen die Bürger mit einbeziehen und uns in Partnerschaft mit allen 



Regierungsebenen und den lokalen Interessengruppen einschließlich der Nichtregierungsorganisationen in ganzheitlicher und integrativer Weise für unsere globale Vision einsetzen.

B.4
Wir sind der Überzeugung, dass eine friedliche Welt eine Grundvoraussetzung für eine zukunftsbeständige Gesellschaft ist.

C. Die führungsrolle Europäischer Bürgermeisterinnen und Bürgermeister

C.1
Wir, die europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, haben uns dem lokalen Handeln bei globaler Verantwortung verschrieben. Wir wollen visionär in unserer Führungsrolle sein, uns mutig den Herausforderungen stellen und Verantwortung für unser Handeln übernehmen. Nur so können wir die Veränderungen bewältigen, die in nie dagewesener Geschwindigkeit über uns kommen werden. Angesichts der Chancen, Hindernisse und Herausforderungen, die wir im Anhang dieses Aufrufs festgehalten haben, haben wir uns darauf geeinigt, die folgenden Verpflichtungen einzugehen.

C.2
Wir unterstützen die europäische Integration mit dem Ziel des sozialen und wirtschaftlichen Zusammenhalts bei gleichzeitiger Beibehaltung anerkannter sozialer und ökologischer Standards. Dies ist eine Voraussetzung für zukunftsbeständige Gemeinschaften und eine friedvolle Gesellschaft. Deshalb begrüßen wir die Erweiterung der Europäischen Union und die Politik der euro-mediterranen Partnerschaft. 

C.3
Wir stellen uns schwerwiegenden Herausforderungen: Armut und Arbeitslosigkeit, unzureichende Wohn- und Arbeitsverhältnisse, Luftverschmutzung, Lärm und Verkehrsinfarkt, Abwertung von Landressourcen und Ökosystemen, und Rückgang der Wasserressourcen. Wir erkennen die doppelte Herausforderung, der die Städte und Gemeinden in mittel- und osteuropäischen Länder ausgesetzt sind, weil sie zudem Probleme überwinden müssen, die ein Erbe ihrer Vergangenheit sind. Das blinde Annehmen attraktiver, aber nicht zukunftsbeständiger Muster muss vermieden werden. Der ungleiche Zugang zu Ressourcen und Macht hat während der Übergangsphase die Disparitäten innerhalb der Gesellschaften verstärkt. 

C.4
Gleichzeitig fühlen wir uns auch für die Städte im Süden verantwortlich. Wir wollen die dezentralisierte Kooperation mit Städten in Entwicklungsländern und insbesondere im Mittelmeerraum stärken.

C.5
Wir wollen eine lokale Politik verfolgen, die den ökologischen Fußabdruck unserer Gemeinschaft verringert. Wir wollen nicht, dass unser Lebensstandard von der Ausbeutung von Menschen und Natur in anderen Regionen abhängt. Wir werden alle Maßnahmen unserer Kommunalbehörden danach beurteilen, ob sie unserem Ziel entsprechen, zukünftigen Generationen keinen Schaden zuzufügen und auch keine Lasten auf sie abzuwälzen. 

C.6
Integrierte Stadtplanung, kompakte Stadtentwicklung, die Rehabilitation benachteiligter Stadt- und Industriegebiete, verminderte und effizientere Nutzung von Land und anderen natürlichen Ressourcen, öffentlicher Personennahverkehr, Energiewirtschaft und der Kampf gegen soziale Ausgrenzung, Arbeitslosigkeit und Armut sind die Schlüsselthemen, die wir auf dem Weg zu lokaler Zukunftsbeständigkeit identifiziert haben und die wir bereit sind, in Angriff zu nehmen.

C.7
Wir werden die Möglichkeiten, die sich aus neuen Technologien und innovativen Dienstleistungskonzepten ergeben, prüfen, um die Öko-Effizienz unserer Städte zu verbessern. Wir sind uns unserer Kaufkraft auf dem Markt bewusst und werden dieses Wissen einsetzen, um die Entwicklung in Richtung sozialer und umweltverträglicher Lösungen zu lenken. 

C.8
Wir verpflichten uns, lokale Nachhaltigkeitsindikatoren einzuführen, entsprechend derer wir Ziele vereinbaren, den Fortschritt überwachen und über Erfolge berichten können. Eine Anzahl freiwillig vereinbarter Gemeinsamer Europäischer Indikatoren kann als Instrument dienen, um in ganz Europa einen Vergleich der Entwicklungen im Prozess hin zur Zukunftsbeständigkeit zu ermöglichen. 

C.9
Wir verpflichten uns zur Schaffung und zur Weiterentwicklung regionaler Netzwerke, um die zukunftsbeständige Entwicklung zu fördern.

C.10
Wir werden versuchen, den Städten und Gemeinden zu helfen, die sich besonderen Umständen wie Naturkatastrophen und Nachwirkungen von Kriegen ausgesetzt sehen.

C.11
Wir, die europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, sind bereit, die Herausforderungen einer zukunftsbeständigen Entwicklung anzunehmen und halten die Stadt für 


die angemessene Einheit, in der die Probleme auf integrierte Weise angegangen werden können. Deshalb muss die Kommunalverwaltung in vielen Ländern gestärkt und mit angemessener Verantwortung und Macht wie auch adäquaten Einnahmequellen ausgestattet werden. Die Kommunalverwaltungen sollten ihrerseits neue Regierungsformen entwickeln und auf demokratische, partizipatorische und transparente Weise arbeiten und jede Form von Korruption bekämpfen. 

D. Unser Aufruf

D.1 WIR, DIE IN HANNOVER VERSAMMELTEN BÜRGERMEISTERINNEN UND BÜRGERMEISTER AUS EUROPA UND DEN BENACHBARTEN REGIONEN, RUFEN DIE INTERNATIONALE GEMEINSCHAFT AUF: 

(a) die Umsetzung der Agenda 21 (das Hauptdokument des Weltgipfels von Rio 1992) und die Habitat-Agenda (das Hauptdokument der zweiten Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungswesen, die 1997 in Istanbul stattfand) in den Ländern stärker zu unterstützen, die sich bisher noch nicht für die zukunftsbeständige Entwicklung entschieden haben. 

(b) Lohn- und Umweltdumping zu beenden, indem soziale und ökologische Standards in internationale und multilaterale Handelsabkommen aufgenommen werden, wodurch zur Verringerung der Armut beigetragen wird. 

(c) Schulden über Schuldenerlass-Programme zu tilgen.

(d) kommunale Selbstverwaltung zu fördern und nicht zu behindern und die Entwicklung kommunaler Umweltpolitik durch multilaterale Abkommen zu unterstützen.

(e) internationale Finanzierungseinrichtungen für eine zukunftsbeständige Entwicklung mit adäquaten Mitteln auszustatten, insbesondere innerhalb der Globalen Umweltfazilität einen Fonds für zukunftsbeständige Stadtentwicklung einzurichten.

D.2 WIR, DIE IN HANNOVER VERSAMMELTEN BÜRGERMEISTERINNEN UND BÜRGERMEISTER EUROPAS UND DER BENACHBARTEN REGIONEN, RUFEN DIE EUROPÄISCHEN INSTITUTIONEN UND INSBESONDERE DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, DEN RAT UND DIE KOMMISSION AUF: 

(a) lokaler zukunftsbeständiger Entwicklung als Grundlage einer zukunftsbeständigen europäischen Gesellschaft größere Priorität zu geben und klare Zuständigkeiten für die zukunftsbeständige Entwicklung in Städten und Gemeinden innerhalb der Kommission einzurichten. 

(b) der Übernahme des Rahmenprogramms zur Unterstützung der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden Priorität zu geben, ein größeres Budget bereitzustellen als das von der Kommission vorgeschlagene und es für eine größere Anzahl von Ländern der Anrainerregionen zugänglich zu machen.

(c) beständig soziale und Umweltaspekte in die europäischen Marktstrategien, die einschlägige Gesetzgebung, Programme und Finanzierungspläne einfließen zu lassen.

(d) in allen europäischen Ländern, das Prinzip lokaler Selbstverwaltung zu fördern und sicherzustellen und das Prinzip der Subsidiarität bei allen Maßnahmen der Europäischen Gemeinschaft zu wahren.

(e) gemeinsam mit Kommunalverbänden und Netzwerken eine Kultur der Partnerschaft zwischen der Europäischen Kommission einerseits und den Kommunalverwaltungen und ihren Zusammenschlüssen andererseits zu entwickeln, die das Prinzip der Subsidiarität widerspiegelt. 

(f) kommunalen und regionalen Verwaltungen, insbesondere aus den Strukturfonds nur unter der Voraussetzung Subventionen und Zuschüsse zu gewähren, dass die Kriterien für Zukunftsbeständigkeit erfüllt sind.

(g) die Bemühungen mittel- und osteuropäischer Gemeinden effektiver zu unterstützen, wie auch die Bemühungen der Mittelmeerländer außerhalb der Europäischen Union, ihre Gesetzgebung an die der Europäischen Union anzupassen; diese Länder sollten ermutigt werden, indem Initiative, Kreativität, Innovation und beträchtlicher Fortschritt in Richtung Anpassung ausgezeichnet und belohnt werden.

(h) mit Regierungen auf kommunaler, regionaler/Länder und nationaler Ebene zusammenzuarbeiten, um ein dauerhaftes Rahmenwerk für ein Management im Sinne ökologischer Zukunftsbeständigkeit auf allen Ebenen zu schaffen.

(i) mit der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden, die gemeinsam von Kommunalverbänden und Netzwerken in Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission und deren Expertengruppe zur Städtischen Umwelt koordiniert wird, eine Partnerschaft einzugehen und diese zu unterstützen.

(j) als Schlüsselmaßnahme zur Berücksichtigung der sozialen und ökologischen Kosten des Energieverbrauchs und als Anreiz für die Schaffung zukunftsbeständiger Energien eine Energieabgabe einzuführen – und die Subvention des Flugverkehrs einzustellen.

(k) die kommunale und regionale internationale Kooperation hinsichtlich der Zukunftsbeständigkeit und dem Austausch von relevanten Verfahrensweisen zu unterstützen.

(l) eine groß angelegte Medienkampagne zur Zukunftsbeständigkeit in Zusammenarbeit mit allen wichtigen Interessengruppen durchzuführen.

(m) die Bemühungen, sich der europäischen Gesetzgebung anzupassen und diese anzuwenden, auf lokaler Ebene zu unterstützen, da sie große Auswirkungen auf die zukunftsbeständige Entwicklung von Städten und Gemeinden hat. 

D.3 WIR, DIE IN HANNOVER VERSAMMELTEN BÜRGERMEISTERINNEN UND BÜRGERMEISTER EUROPAS UND DER BENACHBARTEN REGIONEN, RUFEN DIE NATIONALEN REGIERUNGEN AUF: 

(a) den politischen Rahmen zur Unterstützung lokaler zukunftsbeständiger Entwicklung zu bereiten, insbesondere, die Umsetzung der Agenda 21 und der Habitat-Agenda in Ländern zu unterstützen, die sich bisher nicht der zukunftsbeständigen Entwicklung verschrieben haben.

(b) nationale Kampagnen zur zukunftsbeständigen Entwicklung und zur Lokalen Agenda 21 zu unterstützen.

(c) lokalen und regionalen Verwaltungen insbesondere in den Bereichen der Stadtentwicklung und -erneuerung sowie im Transportwesen nur unter der Bedingung Subventionen und Zuschüsse zu gewähren, dass die Kriterien der Zukunftsbeständigkeit erfüllt sind.

(d) sich auf eine europaweite Energieabgabe zu einigen, von der erneuerbare Energien und Kraftwerke mit Kraft-Wärme-Kopplung ausgenommen sind.

(e) Städte und Regionen als wertvolle Partner bei internationalen Entwicklungsprojekten, die auf Zukunftsbeständigkeit abzielen, anzuerkennen.

D.4 WIR, DIE IN HANNOVER VERSAMMELTEN BÜRGERMEISTERINNEN UND BÜRGERMEISTER EUROPAS UND DER BENACHBARTEN REGIONEN, RUFEN ANDERE BÜRGERMEISTERINNEN UND BÜRGERMEISTER AUS UNSEREN REGIONEN AUF: 

(a) die Charta der Europäischen Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit (Charta von Aalborg) zu unterzeichnen und somit der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden beizutreten.

(b) sich an der Entwicklung und Umsetzung von Gesundheitsmaßnahmen und zukunftsbeständigen Entwicklungsplänen (Lokale Agenda 21) zu beteiligen, wobei unter anderem der Aktionsplan von Lissabon als Leitlinie dienen sollte.

(c) diesen Hannover Aufruf der europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister an der Schwelle zum 21. Jahrhundert zu unterstützen.

(d) die Verantwortung und Rechenschaft für die Nutzung natürlicher Ressourcen und für die Umweltqualität auf lokaler Ebene zu übernehmen und Managementsysteme für lokale Zukunftsbeständigkeit und ökologische Leistung, wie zum Beispiel Ökobilanzierung und das Umweltmanagement-Audit-System (EMAS), einzuführen.

(e) ihr eigenes Haus sauber zu halten, indem sie eine Politik der "grünen" Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen einführen.

D.5 WIR, DIE IN HANNOVER VERSAMMELTEN BÜRGERMEISTERINNEN UND BÜRGERMEISTER EUROPAS UND BENACHBARTER REGIONEN, RUFEN WEITERE INTERESSENGRUPPEN IM LOKALEN AGENDA 21 PROZESS AUF: 

(a) die Europäische Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden sowie die Verbände und Netzwerke zu unterstützen, die diese koordinieren.

(b) sich an lokalen zukunftsbeständigen Vorhaben und an der Kampagne zu beteiligen.

(c) die Beteiligung ihrer Stadt, Gemeinde oder ihres Kreises an der Kampagne in die Wege zu leiten, falls diese die Aalborg Charta noch nicht unterzeichnet hat.

(d) Wie etwa Bildungs- und Forschungseinrichtungen, das erforderliche Wissen und die anzuwendenden Methoden an alle Beteiligten des Lokalen Agenda 21 Prozesses weiterzugeben.


D.6
WIR, DIE IN HANNOVER VERSAMMELTEN BÜRGERMEISTERINNEN UND BÜRGERMEISTER EUROPAS UND BENACHBARTER REGIONEN, RUFEN DIE FÜHRUNGSKRÄFTE UND ENTSCHEIDUNGS-RÄGER AUS DEN BEREICHEN WIRTSCHAFT UND FINANZEN AUF: 

(a) zu verstehen, dass die Aussichten auf steigende Gewinne und Anteilseignerwerte ernsthaft gefährdet sind, wenn die zukunftsbeständige Entwicklung der Städte und das Wohlergehen der Bürgerinnen und Bürger als Verbraucher nicht sichergestellt ist.

(b) sich an den Prozessen der Lokalen Agenda 21 als aktive Teilnehmer zu beteiligen und somit zur Entwicklung zukunftsbeständiger Gemeinschaften beizutragen.

(c) Umwelt-, Gesundheits-, Sicherheits- und Risikoaspekte in ihre Unternehmensstrategien einfließen zu lassen.

(d) sich auf dem wachsenden Markt für zukunftsbeständige Produkte und Dienstleistungen zu engagieren, und die Chance, als erster dabei zu sein, zu nutzen. 

Hannover, 11. Februar 2000

ANHANG:
Unsere Überlegungen

1. Chancen

(a) Die europäische Integration, insbesondere die Erweiterung der Europäischen Union um mittel- und osteuropäische Länder, und die europäische Mittelmeerraumpolitik, eröffnet den europäischen Städten große Chancen. Indem die Städte ihre Rolle in einem größeren Europa neu definieren und sich mehr und mehr der Gesetzgebung der Europäischen Union anpassen und multikulturell werden, verbessern die Städte auch ihre Konkurrenzfähigkeit, und werden zukunftsbeständiger und attraktiver.

(b) Auf europäischer und nationaler Ebene ist die Integration von Umweltthemen in alle Bereiche der Politik ein wichtiges Ziel, wie in den Schlusserklärungen des Europäischen Rates von Cardiff 1998 und Helsinki 1999 anerkannt wurde. Die Chance, dies auch auf lokaler Ebene Realität werden zu lassen, muss genutzt werden.

(c) Der Vorschlag der Europäischen Kommission für ein Gemeinschaftliches Rahmenkonzept zur Zusammenarbeit in der Förderung zukunftsbeständiger Stadtentwicklung (COM [1999] 557 beendet) stellt eine gute Grundlage für eine dauernde Unterstützung der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden durch die Kommission dar, die weiterhin von Kommunalverbänden und Netzwerken in Zusammenarbeit und Partnerschaft mit der Kommission koordiniert werden soll.

(d) In einer Wirtschaft mit den zwei gegenläufigen Trends der Globalisierung und Lokalisierung müssen die Städte ihren Einfluss auf die lokale Mikro-Ökonomie verstärken, damit diese zukunftsbeständige Entwicklungsprozesse in ihre Konzepte aufnehmen. Sie werden verstärkt über die globalen Auswirkungen lokaler Aktionen nachdenken müssen.

(e) Die beispiellose Menge an Wissen, Innovationskapazitäten und neuen Technologien kann Städten, als Zentren der Innovation und Lösungen, große Chancen eröffnen.

(f) Die Verknappung finanzieller Mittel kann - trotz einschneidender Auswirkungen -, als Chance zur Neuordnung der Prioritäten und zur Effizienzsteigerung gesehen werden.

2. Hindernisse

(a) Wir sind bereit, uns den Herausforderungen zu stellen, indem wir die Chancen nutzen. Wir erkennen aber an, dass es noch eine Anzahl ungünstiger Rahmenbedingungen, die wir als Hindernisse sehen, zu überwinden gilt. In einigen europäischen Ländern sind die Kommunalverwaltungen schwach und verfügen nur über unzureichende Macht. Den Kommunalverwaltungen wurden Zuständig-keiten übertragen, ohne dass ihnen die dafür notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt wurden.

(b) Der Binnenmarkt wurde geschaffen, ohne dass die festgesetzten Preise die realen Kosten einschließlich der sozialen und Umweltkosten widerspiegeln würden. Widersinnige Subventionen geben immer noch die falschen Anreize.

(c) Fortschritt und Erfolg werden noch immer am Wirtschaftswachstum und nicht an der Zukunftsbeständigkeit gemessen.

(d) Die Finanzmärkte, die Kapitalfluss und Investitionen lenken, unterliegen keiner demokratischen Kontrolle.

3. Herausforderungen

(a) Die Bürger erwarten von den Gemeinden, dass diese die wichtigsten Lebensbedingungen erhalten und Dienstleistungen erbringen: Eine lebenswerte Umwelt, saubere Luft, Wasserversorgung, Abfall- und Abwasserentsorgung und -aufbereitung, die Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs, den Wohnungsbestand, Gesundheitsfürsorge und Bildung.

(b) Wir, die europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister erkennen, dass trotz aller Bemühungen, die Umwelt zu verbessern, die meisten globalen und europäischen Umwelttrends Anlass zu ernster Besorgnis geben. Während Klimaveränderung, Wüstenbildung, der Verlust von Wasserressourcen und der biologischen Vielfalt weltweite Auswirkungen haben und auch weiterhin haben werden, haben viele Gründe für die Verschlechterung der Lage ihren Ursprung in der Luftverschmutzung, dem Lärm und der Verkehrsbelastung, die durch die Bürger der Städte und Gemeinden verursacht werden und diese gleichzeitig in ihrem täglichen Leben belasten. 

(c) Weiterhin sind wir der Meinung, dass die Wirtschaftstrends unsere Städte vor große Herausforderungen stellen: Die Globalisierung der Wirtschaft, in der die finanzielle Macht mehr Einfluss als die politische Macht hat, führt dazu, dass der Einfluss, den die Bürger auf ihre Lebensbedingungen über lokale, nationale und EU Parlamente ausüben können, abnimmt. 

(d) Gesellschaftliche Trends, als Folge des wirtschaftlichen und technologischen Wandels, stellen ernste Probleme dar. Die alternde Bevölkerung, chronische Armut und die zunehmende Arbeitslosigkeit stehen einer zunehmend konsumgeprägten Gesellschaft gegenüber. Diese Umstände können zu immer größeren Unterschieden zwischen Besitzenden und Besitzlosen führen. Dies abzuwenden, wird eine der ganz großen Herausforderungen für die Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit sein.

(e) 
Die beispiellose Geschwindigkeit der technologischen Entwicklung und die schnellen Veränderungen, die durch die Innovationen in der Informationstechnologie verursacht wurden, werden die Art, wie die Bürger ihr Leben führen, wie die Städte funktionieren, und wie die Bürger sich mit ihrer Stadt identifizieren, tiefgreifend verändern.

(f) Wir können nicht leugnen, dass der Lebensstandard in Europa teilweise durch die Ausbeutung Benachteiligter erzielt wird. Die Ausbeutung billiger Arbeitskräfte und der Natur in den Entwicklungsländern muss für alle europäischen Städte und Gemeinden ein zentrales Thema sein, wenn deren „ökologischen Fußabdrücke", d.h. ihre Nachfrage nach Ressourcen aus anderen Teilen der Welt, verringert werden sollen.

(g) Wirtschaftliche Verzerrungen, Abwertung von Landressourcen, politische Verfolgung, Kriege und Bürgerkriege führen zu einer Migration in europäische Städte, welche der wachsenden Bevölkerung Dienstleistungen und Infrastruktur zur Verfügung stellen und die soziale Integration ermöglichen müssen. 
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